
 
 

Eidgenössisches Departement für 

Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation UVEK 

Bundesamt für Strassen ASTRA 

 

 

 
Fragebogen zur Teilrevision des Strassenverkehrsgesetzes und des 
Ordnungsbussengesetzes  

(gegliedert nach der Systematik des Erläuternden Berichts) 

 
Stellungnahme eingereicht durch: 

 

 Kanton  Verband  Organisation  Übrige 

Absender: 
Regierungsrat des Kantons Zug 
Postfach 
6301 Zug 
 
 

 

Wichtig: 

Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word- und PDF-Dokument bis am 
12.12.2020 an folgende E-Mail-Adresse: svg@astra.admin.ch 

 

1. Förderung umweltfreundlicher Technologien 

 

1.  Sind Sie damit einverstanden, dass eine Bestimmung ins SVG eingefügt wird, wo-
nach der Bundesrat aus Gründen des Umweltschutzes die Überschreitung der in Ar-
tikel 9 Absatz 1 SVG festgelegten höchstzulässigen Abmessungen und Gewichte auf 
Verordnungsebene zulassen kann, sofern damit keine Erhöhung der Transportkapa-
zität verbunden ist? 

 (Art. 9 Abs. 2bis E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Bei der Festlegung abweichender technischer Vorgaben bei Abmessungen und Ge-
wichten auf Verordnungsstufe ist darauf zu achten, dass die Kontrolle durch die Voll-
zugsbehörden nicht unnötig erschwert wird. 
 
Siehe dazu auch den Fragebogen 2 Teilrevision acht Verordnungen betr. Massnah-
men zur Reduktion des CO2-Ausstosses von Strassenfahrzeugen (Abschnitt A, Ziff. 2 
und 3). 
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2. Automatisiertes Fahren 

 

2.  Sind Sie mit der Definition von Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem ein-
verstanden? 

 (Art. 25a Abs. 1 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

3.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat Fahrzeugführerinnen und Fahr-
zeugführer von Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem von ihren Beherr-
schungspflichten gemäss Artikel 31 Absatz 1 SVG befreien kann? 

 (Art. 25a Abs. 2 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

4.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat die Zulassungsvoraussetzungen 
festlegt, damit Fahrzeuge mit einem Automatisierungssystem, die keine Fahrzeug-
führerin oder keinen Fahrzeugführer benötigen, auf bestimmten Strecken zugelas-
sen werden können? 
(Art. 25a Abs. 3 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

5.  Sind Sie mit den in Artikel 25a Absatz 4 genannten Rahmenbedingungen (Verkehrs-
sicherheit, Bearbeitung extern erhobener Daten durch Automatisierungssysteme) für 
die in Artikel 25a Absatz 2 und 3 vorgeschlagenen bundesrätlichen Kompetenzen 
einverstanden? 
(Art. 25a Abs. 4 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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6.  Sind Sie mit den in Artikel 25b genannten Rahmenbedingungen (Fahrmodusspei-
cher) für die in Artikel 25a Absatz 2 und 3 vorgeschlagenen bundesrätlichen Kompe-
tenzen einverstanden? 
(Art. 25b E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Antrag: Art. 25b Abs. 2 E-SVG sei wie folgt zu präzisieren: 
 
… werden können. Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. 
 
Begründung: Bei den Daten gemäss Art. 25b Abs. 1 E-SVG handelt es sich um Per-
sonendaten des Fahrzeugführenden, allenfalls gemäss Bericht (Seite 37) auch um 
Personendaten des «Teleoperators» bei der Steuerung aus einer Betriebszentrale. 
Diese Personendaten können mit weiteren Daten, namentlich Zeit- und Ortsangaben, 
ergänzt werden (Abs. 3 Bst. a). Gemäss Bericht (Seite 37) muss der Fahrzeughal-
tende «vollen Zugriff» auf seine Daten haben. Auf Stufe Verordnung ist dieses Zu-
griffsrecht durch den Bundesrat zu konkretisieren. 
 
Antrag: Art. 25b Abs. 3 E-SVG sei wie folgt zu ergänzen: 
 
3Der Bundesrat regelt unter Beachtung von Art. 25c: 

a. die Zugriffs- und Bearbeitungsrechte des Fahrzeughalters gemäss Abs. 2; 
b. bisher a 
c. bisher b 
d. bisher c 

 
Begründung: Zur Begründung verweisen wir auf die Ausführungen zum vorangegan-
genen Antrag zu Art. 25b Abs. 2 E-SVG. 
 
Bemerkung zu Art. 25b Abs. 3 Bst. c E-SVG: 
 
Auf Verordnungsstufe ist insbesondere festzulegen, dass bei Unfällen und/oder Zwi-
schenfällen, an denen der «mitfahrende Fahrzeuglenkende» kein Verschulden trifft, 
eine Person pro Fahrzeugherstellenden bezeichnet wird, an welchen Rechtshilfeer-
suchen usw. gerichtet werden können. Zudem ist sicherzustellen, dass eine Aus-
kunfts- und Mitwirkungspflicht des Herstellenden besteht. Im Übrigen sind Schnitt-
stellen zum Auslesen von Daten so zu konzipieren, dass die Daten – unabhängig 
vom Fahrzeugherstellenden – von der Polizei mit einem einheitlichen System ausge-
lesen werden können. 

 
 

7.  Sind Sie mit den in Artikel 25c genannten Rahmenbedingungen (Datenschutz) für 
die in Artikel 25a Absatz 2 und 3 vorgeschlagenen bundesrätlichen Kompetenzen 
einverstanden? 
(Art. 25c E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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Antrag: Art. 25c E-SVG sei wie folgt zu präzisieren: 
 
Datenschutz und Datensicherheit sind bei Automatisierungssystemen, Fahrmodus-
speicher und Versuchen mit Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem zu ge-
währleisten. 
 
Begründung: Im Zusammenhang mit automatisiertem Fahren liegt der datenschutz-
rechtliche Regelungsbedarf darin, dass auch Personendaten bearbeitet werden kön-
nen bzw. Rückschlüsse auf bestimmte oder bestimmbare Personen und deren Ver-
halten möglich sind. Dabei umfasst Art. 25c E-SVG unter dem Titel «Datenschutz» 
nicht nur Automatisierungssysteme und Fahrmodusspeicher, sondern auch befristete 
Versuche. Art. 25c E-SVG ist entsprechend zu ergänzen. Die erforderlichen daten-
schutzrechtlichen Konkretisierungen sind auf Verordnungsstufe festzulegen (Art. 25b 
Abs. 3 E-SVG). 

 

 

8.  Sind Sie damit einverstanden, dass das Bundesamt für Strassen ASTRA zur Durch-
führung von befristeten Versuchen mit Fahrzeugen mit einem Automatisierungssys-
tem Abweichungen von den geltenden Bestimmungen bewilligen kann? 

 (Art. 25d E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Antrag: Art. 25d Abs. 2 E-SVG sei wie folgt zu präzisieren: 
 
… von den geltenden Ausrüstungsvorschriften und Verkehrsregeln abgewichen wird. 
… 
 
Begründung: Die dem ASTRA eingeräumte Pauschalermächtigung, Versuche mit 
Fahrzeugen mit einem Automatisierungssystem in Abweichung von den geltenden 
Bestimmungen zu bewilligen, ist entsprechend dem Bericht zu präzisieren. Ausnah-
men sind nur in Bezug auf geltende Ausrüstungsvorschriften und Verkehrsregeln 
zulässig. 
 
Zudem müssen im Rahmen eines befristeten Versuchs, neben der Verkehrssicher-
heit auch die Grundrechte und Persönlichkeitsrechte der Betroffenen jederzeit si-
chergestellt sein. 
 
Antrag: Art. 25d Abs. 3 E-SVG sei zu streichen. 
 
Begründung: Befristete Versuche sollten nach einheitlichen Kriterien bewilligt und im 
Hinblick auf spätere Regelungen einheitlich ausgewertet werden. Dies ist nicht ge-
währleistet, wenn Versuche mit regionalem Charakter pauschal an die Kantone dele-
giert werden. 
 

 

9.  Sind Sie damit einverstanden, dass das ASTRA zur Förderung neuartiger Lösungen 
Beiträge gewähren darf?  

 (Art. 105bis E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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3. Umsetzung parlamentarischer Vorstösse 

 
3.1 Motion 15.3574 – Annullation des Führerausweises auf Probe 
 

10.  Sind Sie damit einverstanden, dass nur noch mittelschwere und schwere Wider-
handlungen von Inhaberinnen und Inhabern eines Führerausweises auf Probe dazu 
führen, dass bei der ersten Widerhandlung die Probezeit verlängert und bei der 
zweiten Widerhandlung der Führerausweis auf Probe annulliert wird? 

 (Art. 15a Abs. 3 und 4 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 

 

 
3.2 Motion 13.3572 – Ab- und Auflastung von Nutzfahrzeugen 

 

11.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Halterin oder der Halter das Gesamtgewicht 
ihres oder seines Motorfahrzeuges oder Anhängers (im Rahmen des Garantiege-
wichts) jederzeit bei der kantonalen Vollzugsbehörde ändern kann? 

 (Art. 9 Abs. 2bis und 3bis E-SVG) 

  JA  NEIN   keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 
 

 

 

3.3 Motion 17.3632 - Anpassung von «Via sicura» 

3.3.1 Rasermassnahmen 
 

12.  Sind Sie damit einverstanden, dass den Strafgerichten bei der Beurteilung von «Ra-
serdelikten» ein grösserer Ermessensspielraum gewährt wird? 

 (Art. 90 Abs. 3 und 4 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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13.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe 
für die Begehung eines «Raserdelikts» aufgehoben wird? 

 (Art. 90 Abs. 3 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

14.  Sind Sie damit einverstanden, dass nach einem «Raserdelikt» Ersttäterinnen oder 
Ersttätern der Führerausweis für mindestens 6 Monate entzogen werden muss (und 
nicht mehr für mindestens 24 Monate)? 

 (Art. 16c Abs. 2 Bst. abis E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
Antrag: Art. 16c Abs. 2 Bst. abis E-SVG sei wie folgt anzupassen: 
 
abis mindestens zwölf Monate, wenn …. 
 
Begründung: Bei einer Mindestentzugsdauer von nur noch sechs statt wie bisher 
24 Monaten hebt sich das «Raserdelikt» nicht mehr deutlich genug von den übrigen 
Kategorien von Verkehrswiderhandlungen ab und die mit der Massnahme angestreb-
te abschreckende Wirkung geht verloren. Wir beantragen daher die Mindeststrafe um 
die Hälfte auf neu zwölf Monate zu reduzieren. 

 

 
3.3.2 Obligatorischer Rückgriff der Motorfahrzeug-Haftpflichtversicherungen 
 

15.  Sind Sie damit einverstanden, dass nach dem Verursachen eines Schadens durch 
Fahren in angetrunkenem oder fahrunfähigem Zustand oder durch ein «Raserdelikt» 
der Versicherer nicht mehr zwingend auf die Fehlbare oder den Fehlbaren Rückgriff 
nehmen muss? 

 (Art. 65 Abs. 3 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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3.3.3 Alkohol-Wegfahrsperren und Datenaufzeichnungsgeräte («Blackboxen») 
 

16.  Sind Sie damit einverstanden, die gesetzliche Grundlage für die obligatorische Ver-
wendung von anerkannten Datenaufzeichnungsgeräten («Blackboxen») nach be-
stimmten Geschwindigkeitsdelikten aufzuheben? 

 (Art. 17a; insbesondere Abs. 1; Art. 99 Abs. 1 Bst. h-j E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

17.  Sind Sie damit einverstanden, die gesetzliche Grundlage für die obligatorische Ver-
wendung von Alkohol-Wegfahrsperren nach bestimmten Alkoholdelikten aufzuhe-
ben? 

 (Art. 17a, insbesondere Abs. 2; Art. 99 Abs. 1 Bst. h-j E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 
 

4. Weiterer Revisionsbedarf 

4.1 Ausnahmen vom Sonntags- und Nachtfahrverbot 
 

18.  Sind Sie damit einverstanden, dass ausdrücklich festgehalten wird, dass der Bun-
desrat die Ausnahmen zum Sonntags- und Nachtfahrverbot festlegen kann? 

 (Art. 2 Abs. 2 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 

 

4.2 Bauliche Ausgestaltung von Fussgängerstreifen 
 

19.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Verpflichtung des Bundesrates, Vorschriften 
über die bauliche Ausgestaltung von Fussgängerstreifen zu erlassen, aufgehoben 
wird? 

 (Art. 6a Abs. 2 E-SVG) 

  JA  NEIN   keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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Die massgebliche VSS-Norm SN 640 241 «Querungen für den Fussgänger- und 
leichten Zweiradverkehr» sollte aber im Sinne von Art. 115 Abs. 1 SSV als rechts-
verbindliche Weisung erklärt werden. 
 

 

4.3 Ausnahmen vom Verbot für Rundstreckenrennen  
 

20.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Kompetenz des Bundesrates, Ausnahmen 
vom Verbot der Rundstreckenrennen vorzusehen und diese zu bewilligungsfähigen 
Veranstaltungen zu machen, erweitert wird? 

 (Art. 52 Abs. 1 und 2 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 
4.4 Strafrechtliche Sanktionen bei Widerhandlungen mit Fahrzeugen von ge-

ringer Motorkraft oder Geschwindigkeit 
 

21.  Sind Sie damit einverstanden, dass als Strafe für Widerhandlungen mit Motorfahr-
zeugen von geringer Motorkraft oder Geschwindigkeit grundsätzlich nur noch eine 
«Busse» (bis 10 000 CHF) und nicht mehr eine «Geldstrafe oder Freiheitsstrafe» 
ausgesprochen werden darf? 

 (Art. 99a E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 

 
4.5 Ermächtigung des Bundesamtes für Strassen ASTRA, im Einzelfall Aus-

nahmen von einzelnen Verordnungsbestimmungen zu verfügen 
 

22.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat das ASTRA auf dem Verord-
nungsweg ermächtigen kann, in besonderen Fällen Ausnahmen von einzelnen Ver-
ordnungsbestimmungen zu bewilligen? 

 (Art. 106 Abs. 2bis E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
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4.6 Ermächtigung des Bundesrates zum Abschluss von völkerrechtlichen Ver-
trägen  

 

23.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat mit anderen Staaten (z.B. UK) 
ähnliche Verträge wie mit dem Fürstentum Liechtenstein1 abschliessen kann?  

 (Art. 106a Abs. 1 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

24.  Sind Sie damit einverstanden, dass der Bundesrat Änderungen an bestimmten, im 
SVG aufgelisteten, internationalen Abkommen genehmigen oder vorschlagen sowie 
völkerrechtliche Verträge über den grenzüberschreitenden Motorfahrzeugverkehr 
abschliessen kann? Die Abschlusskompetenz umfasst Regelungsgegenstände, die 
der Bundesrat auf Verordnungsebene (national) selbst regeln darf.  

 (Art. 106a Abs. 2 E-SVG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

4.7 Ausdehnung der Halterhaftung für Ordnungsbussen auf juristische Perso-
nen (Änderung des Ordnungsbussengesetzes vom 18. März 2016)  

 

25.  Sind Sie damit einverstanden, dass die Halterhaftung für Ordnungsbussen auf juris-
tische Personen ausgedehnt wird? 

 (Art. 7 Abs. 1 E-OBG) 

  JA  NEIN  keine Stellungnahme / 
nicht betroffen 

 Bemerkungen / Änderungsantrag: 
 
 
 

 
 

                                                      
1  SR 0.741.531.951.4 


